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Verbände, Provisionen  
und Verbraucherzentralen  
versus Vertrieb
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„Kein Wunder, dass sie  
die Provision diskreditieren“
Helge Lach, Vorsitzender des vom Finanzvertrieb DVAG gegründeten 
Bundesverbands Deutscher Vermögensberater (BDV), über den Anspruch, 
alle Allfinanzberater zu vertreten, den enormen Regulierungsdruck und 
Verbraucherzentralen als Wettbewerber der Vertriebsorganisationen.

Herr Lach, der BDV wurde 
1973 von der Deutschen Ver-
mögensberatung, kurz DVAG, 

gegründet. Wie ist das Verhältnis des 
Verbands zur DVAG?
Die DVAG unterstützt Vermögensberater 
in ihrer Tätigkeit mit Produkten, IT-
Tools und Marketing. Der BDV ist ein 
Verband, der sich vor allem politisch für 
den Beruf des Allfinanzberaters einsetzt. 
Es gibt keinerlei Verpf lichtung für 
DVAG-Berater, Mitglied im BDV werden 
zu müssen. Die DVAG hat 18.500 Vermö-
gensberater, unser Verband 15.000 Mit-
glieder. Selbstverständlich bekommen 
wir von der DVAG die Möglichkeit, bei 
ihren Beratern für unseren Verband zu 
werben. Vermittler anderer Finanzver-
triebe anzusprechen ist a l lerdings 
schwierig, weil sie die DVAG als Wettbe-
werber sehen. 

Der BDV vertritt also nicht die Interes-
sen der DVAG alleine?
Auch wenn es viele Überschneidungen 
bei den Interessen gibt, wir verstehen uns 
als ein Berufsverband. Neben uns gibt es 
mit Votum einen weiteren Verband für 
Allfinanzberater. Er vertritt beispielswei-
se die Berater von Vertrieben wie OVB 
oder Swiss Life Select. Der Bundesver-
band Finanzdienstleistung AfW steht 
ebenfalls für Allfinanzberatung. Mit die-
sen beiden Verbänden sehe ich deshalb 
die größten Schnittmengen. Aktuell ko-
operieren wir beispielsweise beim For-
schungsinstitut DIVA. 

Was ist das für ein Forschungsinstitut?
Das DIVA, Deutsches Institut für Vermö-
gensbildung und Alterssicherung, wurde 
vor gut zwei Jahren gegründet. Es ist ein 
An-Institut der Fachhochschule der 
Wirtschaft, kurz FHDW, und wird bis-
lang allein vom BDV getragen. Das Insti-
tut fragt Bürger, welche Finanzthemen 
sie bewegen. Wir haben es auch deshalb 
gegründet, um in der politischen Mei-
nungsbildung ein Gegengewicht zu den 
Verbraucherschützern zu setzen. Mit den 
jährlich vielen Millionen Kundenkontak-
ten unserer Mitglieder wissen wir sehr 
genau, dass vieles, was die Verbraucher-
schützer behaupten, gar nicht die Mei-
nung der Mehrheit der Bürger ist. So be-
haupten Verbraucherschützer zum Bei-
spiel, die Honorarberatung sei der 
Provisionsberatung überlegen. Das DIVA 
hat in seinen Bürgerbefragungen heraus-
gefunden, dass die meisten es bevorzu-
gen, wenn die Vergütung des Vermittlers 
vom Versicherer geregelt wird. Dazu soll-
te man wissen, dass Verbraucherzentra-
len direkte Wettbewerber der Vermittler 
sind, da sie gegen Gebühr beraten. Kein 
Wunder, dass sie die Provision diskredi-
tieren. 

Sollten sich die Verbände nicht zusam-
mentun, um sich noch mehr Gehör zu 
verschaffen?
Ich bin mir nicht sicher, ob das eine gute 
Idee wäre. Die Vielfalt kann auch ein Vor-
teil sein, da jeder Verband seine eigenen 
Zugänge zur Politik hat. Elementar ist in 

einer solchen Konstellation, dass alle In-
teressenvertreter auf politischer Ebene bei 
den wichtigen Themen am selben Strang 
ziehen und sich nicht widersprechen. Ich 
denke, ich kann auch im Namen meiner 
Kollegen von den anderen Verbänden sa-
gen, dass dieses Verständnis gelebt wird. 
Die politische Einflussnahme im Finanz-
sektor ist inzwischen so gravierend und 
weitreichend, dass der Wettbewerb zwi-
schen den Vermittlerverbänden nicht 
Prio eins sein darf. Das DIVA könnte un-
sere gemeinsame politische Ausrichtung 
stärken. Ich hoffe deshalb, dass das Joint 
Venture zwischen uns, Votum, AfW und 
dem Bundesverband der Assekuranzfüh-
rungskräfte VGA bis Mitte des Jahres 
steht und sich der Bundesverband Deut-
scher Versicherungsmakler und der Bun-
desverband Deutscher Versicherungskauf-
leute, also BDVM und BVK, anschließen. 
Denn beide sind starke, traditionsreiche 
Verbände mit viel Gewicht.

Wie sehen Sie die Zusammenarbeit mit 
dem Gesamtverband der Deutschen Ver-
sicherungswirtschaft GDV?
Mein Eindruck ist, dass die Bedeutung 
des Vermittlers im GDV ein wenig an 
Sichtbarkeit verloren hat. Das ist schade, 
denn die Versicherer und ihre Vermittler 
brauchen einander. Die Versicherer dür-
fen nicht vergessen, dass die Vermittlung 
ihrer Produkte nicht ihre Hauptaufgabe 
ist. Viel wichtiger ist die Kundenbetreu-
ung, und zwar nach Vertragsabschluss. 
Wir Vermittler sind jedoch diejenigen, 
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die den Kunden helfen, wenn sie die Post 
des Versicherers nicht verstehen, wenn 
Beiträge falsch abgebucht wurden oder 
nicht mehr bezahlt werden können, wenn 
Schäden nicht reguliert oder Anträge ab-
gelehnt wurden. All das erledigen wir 
teilweise ohne jeden Anspruch auf Zu-
satzvergütung. Was uns Vermittler in 
diesem Kontext besonders ärgert, ist die 
politische Diskussion über die Höhe der 
Provision. 600 Euro für den Abschluss ei-
ner Riester-Rente mögen sich viel anhö-
ren. Wenn man aber zusammenrechnet, 
wie viel Arbeit jedes Jahr hinter jedem 
Riester-Vertrag steckt, liegt die Stunden-
vergütung unter Mindestlohn. Denn die-
ser Service ist im Wesentlichen mit der 
Abschlussprovision abgegolten.

Erwarten Sie einen Provisionsdeckel?
Das Thema findet sich zwar nicht im Ko-
alitionsvertrag, aber die Finanzaufsicht 
BaFin prüft derzeit die Vertriebsvergütun-
gen der Lebensversicherer. Eine Konse-
quenz könnte sein, dass die BaFin im ei-
nen oder anderen Fall Interessenkonflikte 
oder die Höhe der Provision monieren 
wird. Uns stört, dass wir bei der Diskus
sion immer wieder außen vor gelassen 
werden. Hinter einer höheren Provision 
stehen oft viel mehr Service für den Kun-
den und meist ein ganz anderes Geschäfts-
modell, in dem der Vermittler oder eine 
Vertriebsgesellschaft dem Versicherer sehr 

viel abnimmt. Das muss sich in höheren 
Provisionen widerspiegeln. 

Könnte nicht Minister Christian Lindner 
die BaFin, die ja ans Bundesfinanzminis-
terium angesiedelt ist, bremsen?
Insbesondere bei der Provisionshöhe wä-
ren nach unserer Einschätzung tatsäch-
lich gesetzgeberische Grundlagen unter 
Mitwirkung des Ministeriums notwen-
dig. In der zurückliegenden Legislatur-
periode wurde dies glücklicherweise 
durch die Union verhindert. Auch die 
FDP sieht einen Provisionsdeckel be-
kanntlich eher negativ. Wie sich die  
BaFin und am Ende die Politik positio-
nieren werden, hängt wohl sehr stark da-
von ab, ob die Versicherer die Aufsicht 
von der Notwendigkeit höherer Provisio-
nen mit guten Sachargumenten überzeu-
gen können. 

Teilen Sie die Einschätzung, dass die 
Riester-Rente einen langsamen Tod 
stirbt?
Es ist sehr bedauerlich, dass der damali-
ge Bundesfinanzminister und heutige 
Bundeskanzler Olaf Scholz auf die Vor-
schläge der gesamten Finanzbranche in 
ihrem Fünf-Punkte-Reformpapier nicht 
eingegangen ist. Denn ohne Reform ist 
die Riester-Rente tatsächlich schwer 
krank. Wir verstehen nicht, dass 16 Mil-
lionen Bürger mit Riester-Vertrag ohne 

jede Chance auf Rendite im Stich gelas-
sen werden. Da kann auch das Argument 
nicht gelten, dass Riester im Gesamtkon-
text der Reform der Altersvorsorge gese-
hen werden muss. Es würde nur einer 
einzigen politischen Entscheidung be-
dürfen, dann wäre viel erreicht: die Ab-
schaffung oder Senkung der Bruttobei-
tragsgarantie. 

Warum weigert sich die Politik, die Ries-
ter-Rente zu retten?
Der Grund ist vermutlich eine politische 
Grundüberzeugung in der SPD, die alle 
finanziellen Mittel auf die gesetzliche 
Rente fokussiert. Hingegen soll es wohl 
nicht mehr Aufgabe des Staates sein, 
Steuermittel für die private Altersvorsor-
ge zur Verfügung zu stellen. Bei diesem 
Blickwinkel wird verständlich, warum 
Anhänger dieser Überzeugung den Ries-
ter-Bestand austrocknen lassen und Re-
formen für das Neugeschäft nicht anpa-
cken. Es bleibt abzuwarten, wie sich das 
alles am Ende mit den Regelungen im 
Koalitionsvertrag in Einklang bringen 
lässt. Denn insbesondere die FDP hat hier 
ganz andere Vorstellungen.� ■

Das Interview führte Jan F. Wagner, freier 

Journalist in Frankfurt am Main. Seine 

Themenschwerpunkte sind Altersvorsorge, 

Banken und Asset Management.
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Helge Lach

ist seit November 2021 Vorsitzender 
des Bundesverbands Deutscher Ver­
mögensberater (BDV). Außerdem ge­
hört er dem Vorstand der Deutschen 
Vermögensberatung (DVAG) in Frank­
furt am Main an, wo er für Markt und 
Regulierung, Verbände und das Zen­
trum für Vermögensberatung zustän­
dig ist. Vor seinem Eintritt in die DVAG 
arbeitete der promovierte Wirtschafts­
wissenschaftler unter anderem bei den 
Versicherern Victoria und Ergo.
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